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Zitat

Alles Waldläufer, alles Verrückte.
Matthias Helm über sich selbst und andere Hirschbrunft-Beobachter im
Schönbuch – siehe zweite Lokalseite

s sind Bagatelldelikte, die
oft schon Jahre zurücklie-
gen, doch sie können beruf-
liche Laufbahnen jäh been-

den: Wenn Geflüchtete zu mehr als
50 Tagessätzen verurteilt werden,
können sie „im öffentlichen Inter-
esse“ abgeschoben werden – selbst
wenn sie in Deutschland gut integ-
riert sind und sozialversicherungs-
pflichtig arbeiten. Für Flüchtlings-
helfer, aber auch für viele Arbeitge-
ber ist das ein Unding. „Wir fragen
uns, ob wirklich ein öffentliches In-
teresse besteht, den Arbeitgebern
ihre Arbeitnehmer wegzuneh-
men“, erklärte Angela Baer vom
AK Asyl Südstadt. Baer hatte am
Mittwoch gemeinsam mit dem
Asylzentrum, der Beratungsstelle
Plan B und dem Katholischen De-
kanat Rottenburg zu einer Presse-
konferenz ins Gemeindehaus St.
Michael eingeladen, um auf das
Problem aufmerksam zu machen.

Vier aktuelle Fälle aus dem
Kreis Tübingen wurden dabei vor-
gestellt. Ein Gambier hatte eine
Ausbildung zum Elektriker schon
abgeschlossen und wollte eigent-
lich im April seinen Meister ma-
chen. Weil er vor gut sechs Jahren
von der Polizei zweimal beim Han-
del mit Cannabis beobachtet und
zu zwei Bewährungsstrafen verur-
teilt worden war, bekommt er kei-
nen Aufenthaltstitel mehr. „Der
Mann ist ein guter Elektriker und
wirklich zuverlässig“, erklärte sein
Chef auf der Pressekonferenz.
Während er seinen Realabschluss
machte, habe er sogar noch nachts
in einer Bäckerei gearbeitet. Er be-

E
dauere heute seine Vergehen, ak-
zeptiere die Strafe und sei mittler-
weile im Sportverein und der Kir-
chengemeinde aktiv. Die Härtefall-
kommission habe sich ebenso für
ihn ausgesprochen wie Landrat Jo-
achim Walter. Dennoch lehnte Jus-
tizministerin Marion Gentges den
Antrag auf Anerkennung als Härte-
fall ab, was seinen Arbeitgeber, der
ihn kostspielig ausgebildet hat, in
große Schwierigkeiten bringt: „Die
Auftragsbücher sind voll, mir fehlt
absolut eine Fachkraft.“

Wegen Besitz von Cannabis
wurde auch ein gambischer Lager-
logistiker zu einer Bewährungs-
strafe verurteilt. Auch ihm droht
jetzt die Abschiebung. „Er ist
pünktlich, denkt mit, ein Glücksfall
für jeden Arbeitgeber“, lobte ihn
sein Chef, der die Abschiebung
nicht verstehen kann: „Am Ar-
beitsplatz zeigt sich doch, ob je-
mand was taugt.“

Ein weiterer Gambier macht ge-
rade an der Rottenburger Kolping-
schule eine Ausbildung zum Alten-
pflegehelfer. Wegen einer Schläge-
rei mit einem Mitschüler war er zu
60 Tagessätzen verurteilt worden.
„Er würde uns als Kollege und
Mensch unglaublich fehlen“, sagt

der Leiter seines Ausbildungsbe-
triebs über ihn. Dass die Schlägerei
an der Schule konstruktiv aufgear-
beitet wurde und der Mitschüler
eine Anzeige nach ein paar Wo-
chen zurückzog, spielte für das Ge-
richt keine Rolle. Der Mann soll
das Land verlassen. Bernward He-
cke, Flüchtlingsbeauftragter des
Dekanats Rottenburg, wies darauf-
hin, wie sehr die Altenpflege in
Deutschland auf Geflüchtete ange-
wiesen ist: „Die Mehrheit der Al-
tenpfleger war nach heutigen Maß-
stäben sicher mal illegal im Land.“

Bitter war auch der Fall eines
Nigerianers, der für ein Gebäude-
reinigungsunternehmen arbeitete.
Der Mann, der laut seinem Chef
„stets pünktlich, sehr, sehr fleißig
und hilfsbereit war“, sollte abge-
schoben werden, weil er keinen
Pass beschaffen konnte. Das habe
daran gelegen, dass zu Zeiten der
Pandemie das nigerianische Kon-
sulat in Berlin praktisch lahmge-
legt war. In seinem Fall immerhin
konnte die Abschiebung verhin-
dert werden, nachdem der Pass
ausgestellt wurde. „Der Mann ist

jetzt sehr, sehr glücklich.“ Andreas
Linder von der Beratungsstelle
Plan B betonte, dass es in allen Fäl-
len nicht darum gehe, eine Strafe
zu umgehen: „Die soll selbstver-
ständlich abgeleistet werden.“ Die
Flüchtlingsorganisationen möch-
ten aber, dass die Betroffenen nicht
durch eine Abschiebung doppelt
bestraft werden. Außerdem gingen
der Wirtschaft und der Gesell-
schaft dadurch dringend benötigte
Fachkräfte verloren. Linder be-
zweifelte, dass dies im öffentlichen
Interesse liege: „Rettet es Deutsch-
land, wenn eine solche Person ab-
geschoben wird?“

Rechtsanwältin Lena Pfaff wies
darauf hin, dass Geflüchtete sich
vor Gericht oft schwer tun, weil ih-
nen Erfahrung, Unterstützung,
Sprachkenntnisse oder ein guter
Rechtsbeistand fehlten. Folge: „Das
Urteil fällt dann härter aus.“

50 Tagessätze werden verhängt
bei Delikten wie Drogenbesitz,
Fahrerflucht oder kleineren Kör-
perverletzungen (Ohrfeigen oder
ähnliches). Bei 50 Tagessätzen gilt
man noch nicht als vorbestraft.

Die Leute werden gebraucht
Wirtschaft   Wegen Bagatelldelikten droht etlichen Geflüchteten die Abschiebung – obwohl
sie gut integriert sind und einen Arbeitsplatz haben. Von Ulrich Janßen

Das Justizministeri-
um erklärte auf Anfrage
des TAGBLATTS, dass
man den Fall des Elektri-
kers geprüft habe. Anders
als bei der Härtefallkom-
mission überwog für die
Ministerin „die Straffällig-

keit des Betroffenen die
erbrachten Integrations-
leistungen“. Die mehrmo-
natigen Freiheitsstrafen
seien zwar zur Bewährung
ausgesetzt worden, fielen
aber „bei der Abwägung
deutlich schwerer ins Ge-

wicht als Geldstrafen“. Es
sei „eine grundsätzliche
Wertung unserer Rechts-
ordnung, dass eine Straf-
fälligkeit, insbesondere
wenn sie schwerer wiegt,
Bleiberechten entgegen-
steht“.

„Straffälligkeit überwog Integrationsleistungen“

Zitat

Die Auftrags-
bücher sind voll,

mir fehlt absolut eine
Fachkraft.
Unternehmer aus dem Kreis Tübingen

Tübingen. Es gibt viele Argumente
für und gegen eine weitere Bürger-
meisterstelle in Tübingen, das
machten die Statements der Frakti-
onen deutlich: Arbeitsentlastung
und die Möglichkeit, Parität an der
Stadtspitze zu schaffen, auf der ei-
nen Seite – auf der anderen die
Kosten und die Frage, ob bei den
Baustellen in Tübingen ein viertes
Dezernat überhaupt etwas hilft.

Nachdem Sozialbürgermeiste-
rin Daniela Harsch im Sommer be-
kanntgegeben hatte, dass sie ihr
Amt aufgeben wird, war die Frage,
ob die Stadt die Geschäftsbereiche
der drei Bürgermeister künftig auf
vier Dezernate verteilt und die
Stelle eines weiteren Beigeordne-
ten schafft. Am Donnerstagabend
stimmte der Gemeinderat mit

deutlicher Mehrheit gegen eine Lö-
sung mit vier Dezernaten. Nur acht
Vertreterinnen und Vertreter aus
der Fraktion AL/Grüne stimmten
dafür. Es gab drei Enthaltungen, da-
runter OB Boris Palmer.

Die Stadtverwaltung hatte vor-
geschlagen, im vierten Dezernat
die Geschäftsbereiche Gleichstel-
lung und Integration, Personal und
Organisation, Bürgerdienste, Si-
cherheit und Ordnung sowie die
Kommunalen Servicebetriebe an-
zusiedeln. Als Argument für eine
neue Aufteilung verwies Annette
Schmidt (AL/Grüne) etwa auf das
Arbeitsverständnis. „Es ist so ein
bisschen Schaffen bis zum Umfal-
len.“ Auch wenn es bei drei bleibe,
Veränderung brauche es, so
Schmidt weiter. Sie forderte einen

persönlichen Referenten für das
Dezernat. Martin Soekler (SPD)
verwies auf Baustellen in der Ver-
waltungsstruktur, unter anderem
auf die Bereiche Personal und Digi-
talisierung. Die Diskussion um ei-
nen dritten Beigeordneten „sollten

wir nutzen, um uns in den Berei-
chen besser aufzustellen“. Ähnlich
Thomas Unger (Tübinger Liste):
„Den Bereich Digitalisierung muss
man deutlich aufwerten.“ Rudi
Hurlebaus (CDU) forderte, „den
Unterbau“ zu stärken, um die Bei-
geordneten zu entlasten. „Wir sind
der Meinung, wir brauchen nicht
mehr Häuptlinge, sondern mehr
Fachdezernenten mit mehr Ent-
scheidungsbefugnis“, sagte Gerlin-
de Strasdeit (Linke).

Es habe Charme, wenn „Ord-
nung und Sicherheit“ im Sozial-
dezernat angesiedelt ist, meinte
David Hildner (Die Fraktion). Es
gebe viele Punkte, die die Stadt an-
gehen müsse, so Dietmar Schöning
(FDP). „Aber es ist nicht die Frage
drei oder vier.“ Moritz Siebert

Es bleibt bei drei Bürgermeistern
Verwaltung   Der Gemeinderat stimmt mit großer Mehrheit gegen ein zusätzliches Dezernat.

Die Ausschreibung der Stelle des
Beigeordneten erfolgt Ende Septem-
ber. Der Geschäftsbereich umfasst die
Fachbereiche Bildung, Betreuung, Ju-
gend und Sport, Soziales, Bürgerdiens-
te, Sicherheit und Ordnung sowie
Kunst und Kultur. Bewerbungsschluss
ist der 29. Oktober. Die Wahl des Bei-
geordneten erfolgt am 30. November.

Wahl am 30. November

übingen gehört mittler-
weile zu den ganz Großen.
Von wegen unter
100 000! Die Stadt hat sich

an die Spitze gekämpft. Sie muss
sich nicht hinter Berlin, München,
New York, London, Paris und Le-
verkusen verstecken. Sie alle zei-
gen nämlich ein Herz für notlei-
dende Reiche.

Denn wer von ihnen möchte
schon in einer langen Schlange von
Wohnungssuchenden stehen und
mit sympathischen Erzieherinnen
oder netten Lehrern konkurrieren
müssen? Deshalb bietet der Tübin-
ger Wohnungsmarkt exklusiv Ob-
jekte, die bei Normalverdienern
gar nicht erst Begehrlichkeiten we-
cken können. Durchschnittliche
Löhne und Gehälter fielen unters
Existenzminimum, würden deren
Bezieher eine 50 Quadratmeter
kleine Wohnung mieten wollen,
die kalt 2030 Euro kostet.

Alleinstehende Normalsterbli-
che müssten sich in diesem Preis-
segment mit 20 All-inclusive-Qua-
dratmetern zufrieden geben. Auch
wenn sie schließlich das Geld spa-
ren, das sie sonst für Möbel ausge-
geben hätten. Die Wohnungen sind
nämlich komplett möbliert, man
muss nur noch den Laptop auf dem
Schreibtisch stellen und die Hoo-
dies, Jeans , Anzüge oder Kostüme
in den Schrank räumen.

Aber mit einem Quadratmeter-
Preis von 40 Euro ist die Spitze
noch lange nicht erreicht. Im loka-
len Absahn-Modus liegt er bei 144
Euro. Das macht für ein 20-m2-Ap-
partement doch immerhin 2880
Euro. Sein Vorteil: die Lage beim
Cyber Valley Campus.

Im Nachhinein werden sich die
Bewohnerinnen und Bewohner
kaum daran erinnern, in welcher
Stadt die minimalistischen weiß-
grau-beigefarbenen Möbel stan-
den, denn die Einrichtungen dieser
sündteuren Appartements sind
ziemlich austauschbar. Allerdings
darf es für eine etwa 100 Euro teure
Tagesmiete auch schon mal etwas
Besonderes sein. Oder wie es in

T
der Beschreibung des teuersten
Appartements heißt: „Die Tapeten
an den Wänden spiegeln die natür-
liche Streuobstwiese wider, die
schon immer hier oben auf dem
Horemer zu finden war ...“ Etwas
rätselhaft bleibt dagegen der Satz:
„Bleib flexibel, spar Dir Geld und
tu dabei auch noch etwas Gutes!“
Vielleicht ist damit gemeint, man
sollte hier nicht zu lange wohnen
(flexibel bleiben), vorher viel Geld
horten (sparen) und noch etwas
Gutes tun (für den Vermieter).

Wer bei einer Wohnungssuche
in Internet-Plattformen den Filter
auf höchste Preise zuerst einstellt,
bekommt eine Ahnung, wie begeh-
renswert eine Stadt ist. Auf Anhieb
7 Treffer erzielt die Nachfrage bei
Immoscout für Kleinwohnungen
über 2000 Euro in München. Berlin
steht allerdings noch besser da: 21
Treffer! In „Mitte“ gibt es die 4-
Zimmer-Wohnung mit 55 Quadrat-
metern für 3510 Euro. Allein der
Platz fürs Bett ist hier schon 130
Euro wert, die Kingsize-Bettstätte
mindestens 200 Euro.

Schwindelerregenden Mietprei-
se greifen um sich. Kunden sind
nicht allein wohnungsnotleidende
Reiche, auch das von Land zu Land
ziehende wissenschaftlich tätige
Söldnerheer und all die Di-Mi-Do-
Performer in bestbezahlten Jobs,
die ihren Lebensmittelpunkt wo-
anders haben und das Boarding-
house-Appartement dem Hotel
vorziehen. Ortsübliche Vergleichs-
mieten und reglementierte Mieter-
höhungen müssen bei diesen Kurz-
zeit-Unterkünften nicht beachtet
werden. Zur Lösung des Woh-
nungsmangels tragen sie allerdings
nicht bei. Denn wie Airbnb ent-
zieht auch diese Art des äußerst lu-
krativen Vermietens dem Woh-
nungsmarkt Angebote. Wer dies il-
legal und ohne Genehmigung tut,
kann sich allerdings auf Ordnungs-
gelder gefasst machen, die perfekt
zu den Mieten passen: Bis zu
100 000 Euro sind da möglich.

Schlange stehen
muss man hier nicht

Übrigens

Siehe  die dritte Loaklseite

Ulla Steuernagel rät, sich manche Wohnung zu sparen

Tübingen/Reutlingen. Wer am
Donnerstag mit der Bahn von Tü-
bingen nach Reutlingen oder an-
dersherum fahren wollte, hatte
stundenlang Pech: Gegen 4 Uhr
morgens war zwischen Sondel-
fingen und Metzingen die Ober-
leitung gerissen. Daraufhin schal-
tete die Bahn dort den Strom ab,
zwei Züge schafften es gerade
noch mit dem Restschwung in
den Metzinger Bahnhof.

Dort aber blockierten sie nun
das Gleis in beide Richtungen.
Dieselloks fuhren heran und
schleppten die Züge ab. So mach-
ten sie den Weg frei für spezielle
Loks mit Hebebühnen und Tech-
nikern, die aus Stuttgart und Ulm
heranfuhren. Den Spezialisten
der Bahn gelang es, bis 12 Uhr ei-
ne der Leitungen zu reparieren.
Daraufhin fuhren Züge abwech-
selnd in beide Richtungen auf
demselben Gleis. Damit konnte
ein Teil der Verbindungen wie-
der bedient werden.

Die Bahn hatte bereits am Vor-
mittag einen Schienenersatzver-

kehr mit jeweils zwei Gelenkbus-
sen eingerichtet. Eine Linie be-
diente die Strecke Tübingen–
Nürtingen, eine weitere fuhr von
Reutlingen nach Metzingen. Weil
durch die Ausfälle zeitweise auch
die Ermstalbahn betroffen war,
gab es außerdem Schienenersatz-
verkehr zwischen Metzingen und
Bad Urach. Alle Busse fuhren
auch nach der Reparatur am Mit-
tag weiter.

Bis zum Abend wurde auch die
zweite Oberleitung wieder in
Stand gesetzt und das dazugehö-
rende Gleis freigegeben. Mit Be-
triebsbeginn am Freitag soll der
Bahnverkehr auf der Strecke wie-
der nach Fahrplan laufen, so eine
Bahnsprecherin.

Die Ursache des Schadens an
der Oberleitung ist noch nicht
abschließend geklärt. Auf Sabo-
tage gebe es keine Hinweise, so
die Bahnsprecherin. Möglicher-
weise habe ein defekter Stromab-
nehmer eines der beiden mor-
gendlichen Züge die Leitung ab-
gerissen. job

Zugausfälle wegen
defekter Oberleitung
Bahn   Am Donnerstag fielen auf der Strecke
Tübingen – Stuttgart zahlreiche Züge aus. Bei
Metzingen war eine Stromleitung gerissen.

DER SONNE SEI DANK: Der Spaß im Tübinger Freibad geht eine Woche in die Verlängerung (siehe dritte Lokalseite) .  Bild: Anne Faden
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